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Analyse

Wirtschaftssanktionen zwischen der EU und Russland. Risiken für Polen
Gunter Deuber, Wien

Zusammenfassung
Die Verschlechterung in den Wirtschaftsbeziehungen zwischen der EU und Russland hat eindeutig Folgen 
für die wirtschaftliche Entwicklung in Polen. Im Bereich des Handels mit Russland, v. a. im Agrarbereich, 
gehört Polen zu den am stärksten betroffenen EU-Ländern. Allerdings sind einige andere Staaten in Mit-
tel- und Westeuropa in weiteren zentralen Bereichen der Wirtschaftsbeziehungen mit Russland noch stär-
ker exponiert. Dies muss auf der politischen Ebene in Polen stets mitgedacht werden. Für Polen nicht zu 
vernachlässigen sind daher auch die indirekten Folgen der Verschlechterung in den Wirtschaftsbeziehun-
gen zwischen der EU und Russland, hier sind beispielsweise Zulieferketten nach Deutschland oder interna-
tionale Banken zu erwähnen. Der aktuelle Stand der implementierten Wirtschaftssanktionen zwischen der 
EU und Russland könnte die polnische Wirtschaft in den Jahren 2014 und 2015 jeweils etwa 0,2 bis 0,4 
Prozentpunkte des möglichen BIP-Wachstums kosten. Diese Zahlen sind vordergründig niedrig, sie können 
aber nicht zu unterschätzende Wirkungen auf die Inflationsentwicklung in Polen haben.

Die aktuelle erhebliche Verschlechterung der politi-
schen und wirtschaftlichen Beziehungen zwischen 

der EU und Russland übt einen nicht zu unterschät-
zenden Einfluss auf die polnische Volkswirtschaft aus. 
Polens Nachbar Russland ist immerhin die neuntgrößte 
Volkswirtschaft der Welt bzw. die fünftgrößte Volks-
wirtschaft in Europa. Vor allem ist Russland ein wichti-
ger Wirtschaftspartner Polens, was im Sinne außenwirt-
schaftlicher Überlegungen gemäß der Gravitätstheorie 
nicht überraschend ist. Gravitätsmodelle der Außen-
wirtschaftstheorie basieren auf der Hypothese, dass der 
bilaterale Wirtschaftsaustausch zwischen zwei Ländern 
durch geographische Nähe, absolute Marktgröße und 
gegebenenfalls weitere Faktoren wie historische und 
sprachliche Gemeinsamkeiten und/oder Integrationen 
geprägt ist. Diese Faktoren sprechen im Falle Polen-
Russland für einen substantiellen Wirtschaftsaustausch 
zwischen den beiden Ländern. Daher ist es umso wich-
tiger, ein klares Bild über mögliche Folgen und Risiken 
der beiderseitigen Wirtschaftssanktionen zwischen der 
EU und Russland zu gewinnen. Hier ist zunächst zwi-
schen möglichen direkten und indirekten Effekten, die 
aus einem nun geringeren wirtschaftlichen Austausch 
zwischen Polen und Russland und gegebenenfalls noch 
weiteren Wirtschaftssanktionen resultieren, zu trennen. 
Einerseits gibt es Risiken bzw. mögliche unmittelbare 
negative Effekte in den direkten wirtschaftlichen Ver-
flechtungen zwischen Polen und Russland, etwa im bila-
teralen Handel. Zudem können die Importrestriktio-
nen Russlands für polnische Agrargüter folgenschwere 
unmittelbare Folgen für die Preisentwicklung und defla-
tionäre Risiken auf dem heimischen Markt in Polen 
haben, etwa durch ein Überangebot und damit einher-
gehend einen Preisverfall.

Generell lässt sich feststellen, dass Polen bei den 
direkten Effekten (bilateraler Warenhandel, Risiken für 

die Preisentwicklung), die sich aus der Verschlechterung 
der Wirtschaftsbeziehungen zwischen der EU und Russ-
land ergeben, zu den exponiertesten EU-Ländern gehört. 
Allerdings sind einige andere mittel- oder südosteuro-
päische EU-Länder (Ungarn, die Slowakei oder Bulga-
rien, aber nicht die baltischen Staaten) im Schnitt in 
den direkten Wirtschaftsbeziehungen noch stärker mit 
Russland verflochten als Polen.

Mittelbare Folgen der sich verschlechternden Wirt-
schaftsbeziehungen zwischen der EU und Russland für 
Polen ergeben sich v. a. aus möglichen Rückwirkungen 
auf das Investitionsklima in Polen selbst sowie in West-
europa bzw. aus den denkbaren Folgen für die EU insge-
samt. Zudem gibt es weitere komplexe Kanäle, wie inter-
nationale finanzielle Verflechtungen mit Russland (etwa 
im europäischen Bankensektor oder über den EU-Off-
shore-Standort Zypern) oder Verflechtungen über Aus-
ländische Direktinvestitionen (ADI), die mögliche mit-
telbare Folgen – auch für Polen – haben können. Was die 
genannten mittelbaren Effekte betrifft, gehört Polen ein-
deutig zu den potentiell weniger betroffenen EU-Ländern. 
Es gibt keine polnischen internationalen Kreditinstitute 
mit substantiellem Russlandgeschäft, die polnischen 
Direktinvestitionen in Russland können vernachlässigt 
werden ebenso wie polnische ADI in Russland.

Bedeutung des Russlandhandels auf der 
Export- und Importseite
In Bezug auf den Russland-Außenhandel gehört Polen 
eindeutig zu den stärker exponierten EU-Ländern. Dies 
gilt sowohl im Vergleich zu andern westeuropäischen 
EU-Ländern als auch im Vergleich zu anderen mittel-
europäischen Nachbarländern. Der Anteil Russlands an 
den Exporten Polens liegt bei etwa 5 % und zeigt zumin-
dest im längerfristigen Trend (mit zeitweisen Rückschlä-
gen) seit der Russlandkrise 1998/1999 eine ansteigende 
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Tendenz. Zudem weist die polnische Volkswirtschaft ins-
gesamt eine beachtliche Außenhandelsoffenheit auf. Die 
Waren- und Güterexporte liegen immerhin bei 40 % des 
BIP. Die recht hohe Außenhandelsoffenheit allgemein in 
Kombination mit der überproportionalen Ausrichtung 
auf Russland erklärt auch, warum die Exporte Polens 
nach Russland in Relation zum BIP auf einem aus EU-
Perspektive beachtlichen Niveau liegen. Die Güterex-
porte Polens nach Russland betragen ca. 2 % des heimi-
schen BIP; ein Wert der nur von den baltischen Staaten 
und einigen anderen kleinen und noch handelsoffene-
ren EU-Volkswirtschaften (v. a. Finnland, Ungarn, Slo-
wakei und Tschechien) übertroffen wird. Im Gegen-
satz dazu weisen viele andere EU-Länder, auch kleinere 
und handelsorientierte Länder, hier deutlich geringere 
Werte auf. In Deutschland, Frankreich, Italien, den Nie-
derlanden oder Österreich betragen die Exporte nach 
Russland jeweils nur rund 0,3–1,3 % des heimischen 
BIP. Die gegenwärtig negative Dynamik bei den Expor-
ten nach Russland hat sich in Polen im ersten Halbjahr 
bereits deutlich gezeigt. Während der polnische Export 
insgesamt im ersten Halbjahr 2014 um 6,5 % gegen-
über der Vorjahresperiode zulegte, sind die Exporte nach 
Russland im selben Zeitraum um etwa 10 % eingebro-
chen. Diese Entwicklung der polnischen Exporte deckt 
sich mit dem Trend in anderen EU-Ländern, etwa in 
Deutschland, wo die Exporte nach Russland, entgegen 
dem allgemein leicht positiven Trend bei den Exporten 
insgesamt, im ersten Halbjahr 2014 um 15,5 % einge-
brochen sind. Die negative Dynamik im Russlandhan-
del allgemein hat wohl einen größeren Einfluss auf Polen 
und die EU als die Importrestriktionen der EU, die nur 
etwa 0,1 % des gesamten Außenhandels der EU bzw. 
0,6 % des gesamten Außenhandels in Polen betreffen.

Der jüngste Rückgang bei den polnischen Expor-
ten nach Russland steht im Gegensatz zu den Trend-
entwicklungen der letzten Jahre, in denen die polnische 
Wirtschaft auf längere Sicht auf Russland als attraktiven 
Exportmarkt gesetzt hat. Von 2005 bis 2010 haben die 
polnischen Exporte nach Russland um 150 % Prozent 
zugelegt. Im gleichen Zeitraum sind die Exporte Polens 
insgesamt »nur« um etwa 65 % gestiegen, das Export-
volumen nach Deutschland immerhin um 80 %. Bis zu 
einem gewissen Grad war es für die polnische Wirtschaft 
in den letzten Jahren sinnvoll, auf Russland als pro-
minente Exportdestination zu setzen. Historisch gese-
hen, repräsentierte Russland bzw. die Sowjetunion etwa 
25–30 % der polnischen Exporte, Deutschland (Bun-
desrepublik und DDR) dagegen nur etwa 15 %. Beide 
Nachbarländer, Russland und Deutschland zusammen, 
stehen damit historisch für etwa 40–45 % der polni-
schen Exporte. Heute steht Deutschland »nur« für 25 % 
der Exporte Polens, wobei hier der Trend seit Jahren 

eher rückläufig ist. Seit 2009 ist der Anteil Russlands 
an den polnischen Ausfuhren um 1,6 Prozentpunkte 
angestiegen (von 3,7 % auf 5,3 %), während der Anteil 
Deutschlands um etwa drei Prozentpunkte abgenom-
men hat (von 28 % auf 25 %). Zusammengenommen 
stehen Russland und Deutschland damit derzeit aber 
»nur« für ca. 30 % des polnischen Außenhandels, was 
auf ein fundamental begründbares und mittelfristiges 
Wachstumspotential in dieser Relation hindeutet und 
hier eben v. a. für den Anteil Russlands als Exportdes-
tination. Zumal gerade auf der Exportseite die Waren-
ströme Polens nach Russland nur bei etwa 20 % der Aus-
fuhren nach Deutschland liegen, während das russische 
BIP absolut gesehen immerhin 55 % der Wirtschafts-
leistung Deutschlands beträgt. Allerdings ist im Sinne 
nun möglicher Verluste an Exportchancen nach Russ-
land auch zu berücksichtigen, dass von 2010 bis 2013 die 
polnischen Exporte nach Russland insgesamt nur noch 
um 5–6 % zugelegt haben. Diese Entwicklung ist auf 
eine schon länger beobachtbare Wachstumsschwäche, 
Investitionszurückhaltung und auf eine auf Importsub-
stitution ausgerichtete Politik in Russland – auch schon 
vor der Ukraine-Krise – zurückzuführen. Die moderaten 
Anstiege bei den polnischen Ausfuhren nach Russland in 
den letzten Jahren zeigen aber auch, dass es gerade in den 
letzten drei Jahren weder sehr expansive noch überopti-
mistische Markteroberungsstrategien polnischer Firmen 
auf dem russischen Markt gab, was zumindest kurzfris-
tig hilft, Abwärtsrisiken zu begrenzen. Dennoch sind die 
Abwärtsrisiken nicht zu unterschätzen, da Russland und 
die Ukraine – dorthin unterhält Polen auch überpropor-
tional ausgeprägte Wirtschaftsbeziehungen – immer-
hin 30–40 % des polnischen Außenhandels mit Län-
dern außerhalb der Eurozone darstellen.

Interessanterweise ist Polen bei den Importen aus 
Russland etwas weniger prominent exponiert als viele 
andere EU-Länder bzw. ist Polen hier relativ gesehen 
auch weniger prominent exponiert als bei den Expor-
ten. Der polnische Güterimport aus Russland liegt nur 
bei etwa 4 % des BIP, während hier deutlich mehr EU-
Länder als auf der Exportseite höhere Abhängigkeiten 
als Polen aufweisen. Die etwas geringere Abhängigkeit 
Polens bei den Importen reflektiert v. a. das langfristige 
Bestreben Polens, im Energiebereich unabhängiger von 
Gaslieferungen aus Russland zu werden. In Polen tragen 
die Energieimporte aus Russland nur 27 % zum inlän-
dischen Energiekonsum bei; in vielen anderen EU-Län-
dern werden hier Werte um die 40 % oder mehr erreicht.

Agrarausfuhren nach Russland und 
mögliche Deflationsrisiken
Die zuvor skizzierte Bedeutung Russlands für den pol-
nischen Außenhandel und hier v. a. die Exporte legt 
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nahe, dass die bereits erfolgte merkliche Verschlechte-
rung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen den EU-
Ländern und Russland fühlbare Auswirkungen auf die 
polnische Wirtschaft haben wird. Allerdings kommt 
der polnischen Wirtschaft zugute, dass sie insgesamt 
dennoch etwas weniger vom Außenhandel abhängig 
ist, als einige andere sehr handelsoffene westeuropäi-
sche EU-Länder oder auch einige kleinere mitteleuro-
päische Volkswirtschaften in der Nachbarschaft Polens. 
Jedoch hat der Agrarsektor in Polen eine überproportio-
nale volkswirtschaftliche Bedeutung im Vergleich zu den 
meisten anderen EU-Ländern sowie den ostmitteleuro-
päischen Nachbarländern mit ähnlichem Entwicklungs-
stand. Der Anteil des Agrarsektors an der Bruttowert-
schöpfung in Polen ist im EU-Vergleich sehr hoch: Polen 
ist hier unter den 28 EU-Ländern das Land mit dem 
sechsthöchsten Beitrag des Agrarsektors an der Brutto-
wertschöpfung. Hervorzuheben ist in diesem Kontext 
auch, dass der Beitrag des Landwirtschaftssektors zur 
Bruttowertschöpfung in Polen in der letzten Dekade 
weniger deutlich gefallen ist, als in anderen EU-Län-
dern mit einem hohen Anteil der Landwirtschaft an 
der Bruttowertschöpfung. Dies lässt sich mit einer rela-
tiv hohen Wettbewerbsfähigkeit der polnischen Land-
wirtschaft (mit Exportquoten von 50–70 % Prozent in 
wichtigen Produktkategorien) und Exporterfolgen erklä-
ren (etwa 50–60 % der Apfelernte gehen nach Russland), 
die nun aber einen Bumerang-Effekt haben. Die pro-
minente Exponiertheit im Agrarsektor kompensiert im 
Lichte der aktuellen russischen Einfuhrrestriktionen für 
EU-Agrargüter die im Allgemeinen moderate Exportab-
hängigkeit der polnischen Volkswirtschaft im Mittelfeld 
der EU-Länder – denn in Bezug auf die Agrarexporte 
nach Russland ist Polen besonders exponiert. Polen ist 
der siebtwichtigste Agrargüterlieferant für Russland, mit 
einem Anteil an den Agrareinfuhren von etwa 4 %. Bei 
den Einfuhren nach Russland insgesamt befindet sich 
Polen im Gegensatz dazu nicht unter den zehn wichtigs-
ten Lieferländern. Damit ist die Exponiertheit Polens im 
Agrarsektor etwa doppelt so hoch wie bei den Expor-
ten nach Russland allgemein. Unter den EU-Ländern 
weisen nur noch die Niederlande eine ähnlich starke 
Exponiertheit im Agrarsektor auf, wobei in Bezug auf 
das heimische BIP die Exponiertheit Polens im Agrar-
sektor unter den wichtigen EU-Agrarexporteuren nach 
Russland mit Abstand die Größte ist.

Im Vergleich zu einigen anderen EU-Ländern könnte 
Polen zugutekommen, dass die polnischen Agrarexpor-
teure durchaus gewohnt sind, kreativ mit Importre
striktionen von russischer Seite umzugehen. In der Ver-
gangenheit haben polnische Firmen oft legale Wege 
gefunden, ihre Produkte weiterhin indirekt nach Russ-
land zu exportieren. Da Russland diesmal aber Ein-

fuhren aller EU-Länder blockiert, werden umgelenkte 
Transaktionen nach Russland – über andere EU-Län-
der, etwa auch Deutschland,– nun unmöglich. Es bleibt 
nur noch der Exportumweg über Belarus, den wichtigs-
ten Agrargüterimporteur Russlands, doch werden sich 
substantielle Warenflüsse kaum über das kremltreue 
Belarus nach Russland schicken lassen, ohne dass es zu 
Gegenreaktionen kommen wird. Dies legt im Umkehr-
schluss nahe, dass die aktuellen Importrestriktionen 
dieses Mal stärker auf den polnischen (Agrar-)Expor-
teuren lasten werden. Im Kontext möglicher Folgeeffekte 
der Restriktionen für Agrareinfuhren aus der EU nach 
Russland ist angesichts der aktuellen Entwicklungen zu 
betonen, dass dieser Nachfrageausfall zu einem Über-
angebot auf den heimischen Märkten führen wird. Die-
ser Effekt begünstigt fallende Preisen für Agrarprodukte 
bzw. Lebensmittel auf dem Heimatmarkt. Solche Fol-
gen sind in der aktuellen Situation, in der eher Deflati-
ons- als Inflationssorgen in der Eurozone und in Polen 
relevant sind, nicht gering zu schätzen – jüngst hat die 
Konsumentenpreisinflation in Polen sogar das Null-
niveau erreicht, wobei ein temporärer Preisrückgang 
noch nicht gleich Deflation bedeutet, zumal der poten-
tielle Angebotsüberhang und mögliche Preisrückgang 
bei Agrargütern in Polen und der EU durch eine die-
ses Jahr im Trend gute Ernte für viele Agrargüter noch-
mals verstärkt werden könnte. Polen ist besonders expo-
niert, was gestiegene Deflationsrisiken betrifft, die aus 
fallenden Lebensmittelpreisen resultieren. Der Anteil 
von Lebensmitteln im für die Inflation bzw. Inflations-
messung relevanten repräsentativen Konsumentenein-
kaufskorb bzw. Konsumentenpreisindex liegt in Polen 
auf einem im EU-Vergleich sehr hohen Niveau. Lebens-
mittel repräsentieren fast 18 % im für den durchschnitt-
lichen polnischen Haushalt repräsentativen Konsumen-
tenpreisindex, d. h. 18 % der Inflation werden von den 
Lebensmittelpreisen bestimmt, während die entspre-
chenden Vergleichswerte in vielen westeuropäischen 
Ländern eher bei 10 % liegen.

Die zunehmende wirtschaftliche Unsicherheit in 
Bezug auf den heimischen Markt und den Außenhan-
del sowie akute Deflationssorgen haben bereits ihre Spu-
ren in Stimmungsumfragen in der polnischen Industrie 
hinterlassen. Hier deutet die wichtige Einkaufsmana-
gerbefragung schon seit längerem (sogar bereits vor der 
mit ihr korrespondierenden Befragung in der Eurozone) 
auf zunehmende Vorsicht bei den Wirtschaftsakteuren. 
Allerdings sind in solchen Umfragen die unmittelbaren 
Effekte der Ukraine-Krise bzw. der beiderseitigen Wirt-
schaftssanktionen der EU und Russlands schwer von 
anderen Effekten, die etwa aus anderen negativen geo-
politischen Entwicklungen der letzten Monate resultie-
ren oder der allgemeinen Wachstumsschwäche der EU 
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geschuldet sind, zu separieren. Mittlerweile ist die Ein-
trübung bei den Stimmungsindikatoren auch schon auf 
die Industrieproduktion durchgeschlagen, die auf Jah-
ressicht unlängst sogar geschrumpft ist.

Geringere indirekte wirtschaftliche 
Verflechtungen mit Russland als andere 
EU-Länder
In anderen Dimensionen der Verflechtungen, etwa im 
Bereich der Direktinvestitionen oder des Engagements 
heimischer Banken in Russland, tritt Polen deutlich 
weniger hervor als westeuropäische EU-Länder. Hier 
sind beispielsweise Frankreich, Italien, Deutschland, die 
Niederlande, Schweden, Finnland oder auch Österreich 
deutlich stärker exponiert. Bei ihnen machen die grenz-
überschreitenden Forderungen internationaler (Groß-)
Banken im Schnitt 2–3 % des jeweiligen heimischen 
BIP aus. Zudem weisen diese Länder in der Regel auch 
beachtliche Engagements an Ausländischen Direktin-
vestitionen (ADI) in Russland auf, etwa in Form von 
Produktionsstandorten. In der Summe betragen diese 
wirtschaftlichen Verflechtungen in einigen westeuro-
päischen EU-Ländern 3–6 % des BIP. Auch im Ban-
kenbereich ist die Verflechtung Polens mit Russland 
gering. Allerdings sind einige in Polen tätige westeuro-
päische Großbanken stark im Russlandgeschäft enga-
giert. Insofern hat Polen auch ein gewisses mittelbares 
Interesse daran, dass diese Banken nicht zu viel Gegen-
wind in ihren Russlandaktivitäten zu spüren bekommen; 
zu ihnen gehören Kreditinstitute aus Deutschland, Ita-
lien, Frankreich und Österreich, die sich überproportio-
nal in Russland engagieren. Im Zusammenspiel mit der 
nicht zu vernachlässigenden Exponiertheit einiger dieser 
Länder im Warenhandel mit Russland ergibt sich, dass 
Polen nicht zu den am stärksten von der Verschlechte-
rung der Wirtschaftsbeziehungen EU-Russland betrof-
fenen EU-Ländern gehört, sondern eher im Mittelfeld 
der relevanten Vergleichsländer liegt. Insgesamt beträgt 
die direkte und indirekte (Brutto-)Exponiertheit Polens 
im Wirtschaftsbereich gegenüber Russland aktuell etwa 
6,5 % des BIP. In einigen anderen EU-Ländern werden 
hier Werte von 10 % oder mehr erreicht. Einige klei-
nere EU-Länder wie Österreich oder die Niederlande 
sind durch eine ähnliche Exponiertheit in Relation zum 
BIP gekennzeichnet, und selbst einige große EU-Län-
der wie Deutschland erreichen hier immer noch Werte 
von 3–4 % des BIP. Als Kenngröße wird hier die Brutto-
Exponiertheit gegenüber Russland betrachtet (und keine 
Nettogröße), da die Gesamtheit der Verflechtungen den 
möglichen politischen Druck bzw. Lobbyingdruck in 
einem Land adäquater ausdrückt als eine fiktive Netto
größe, die gegebenenfalls für exakte Wirtschaftsprog-
nosen relevanter ist.

Eine besonders hohe Exponiertheit gegenüber Russ-
land weisen einige westeuropäische EU-Länder v. a. 
über substantielle ADI oder Bankenforderungen auf, 
die im Eskalationsfall eine andere Qualität haben kön-
nen als »reine« Handelsverflechtungen. Hier bestehen 
Totalverlust- bzw. Enteignungsrisiken bei erheblichen 
Investitionen und Vermögenswertpositionen, denn im 
Gegensatz zu möglicherweise nicht erfolgten Außen-
handelstransaktionen liegen bei ADI- oder Bankenen-
gagements oft substantielle Vermögenswerte in Russ-
land selbst, die über Jahre akkumuliert wurden. Daher 
sollte Polen, trotz seiner tendentiell harten Haltung in 
der politischen Debatte über Wirtschaftssanktionen 
der EU, hinreichend Rücksicht auf andere wirtschaft-
lich sehr exponierte EU-Länder nehmen, zumal Polen 
auch über weitere Zweit- und Drittrundeneffekte von 
einer Eskalation betroffen sein könnte, die komplexe 
und indirekte wirtschaftliche Verflechtungen westeuro-
päischer Länder mit Russland betrifft. Ferner sollte auch 
im Falle Polens nicht unterschätzt werden, dass nicht zu 
vernachlässigende finanzielle Verflechtungen mit dem 
Finanz- und Offshore-Standort Zypern bestehen, über 
den viele russische Investitionen und Offshoring-Trans-
aktionen getätigt werden. Immerhin steht Zypern für 
etwa 3 % der ADI in Polen (während ADI aus Russ-
land in Polen selber nur 0,1 % des ADI-Bestandes in 
Polen ausmachen). Aber auch hier gilt, dass die relative 
Stärke der polnischen Binnenwirtschaft im Zusammen-
spiel mit der tief verwurzelten russlandkritischen Hal-
tung die harte Position Polens in der Sanktionsdebatte 
innerhalb der EU begünstigt. Offensichtlich hat Polen 
auch eine höhere Zahlungsbereitschaft, im Sinne von 
möglichen wirtschaftlichen Rückschlägen durch Wirt-
schaftssanktionen. Allerdings sollte diese Zahlungsbe-
reitschaft dann auch realisiert werden, was nicht zu den 
Meldungen passt, dass polnische Agrarerzeuger EU-
Kompensationszahlungen in extrem überproportiona-
len Umfang angefordert haben. Außerdem verfügt Polen 
im EU- bzw. Eurozonenkontext noch über einige Puffer 
auf nationaler Ebene, um gesamtwirtschaftliche Rück-
schläge abzufedern. Die Polnische Nationalbank (Naro-
dowy Bank Polski) hat ausreichenden zinspolitischen 
Spielraum für signifikante weitere Leitzinssenkungen, 
den sie angesichts der aktuellen Schwächeerscheinungen 
auch nutzen wird. Zudem verfügt der polnische Staat, 
im Gegensatz zu vielen westeuropäischen Ländern, auf-
grund einer soliden Defizitposition und eines niedrigen 
Staatsschuldenstands über hinreichende fiskalische Puf-
fer. Die Regierung Polens könnte angesichts des sich ein-
trübenden Wirtschaftsumfelds die gegenwärtig und in 
den kommenden Jahren angestrebte Budgetkonsolidie-
rung moderat abschwächen, ohne gegen EU-Regeln im 
Bereich der Wirtschafts- und Fiskalpolitik zu verstoßen 



POLEN-ANALYSEN NR. 151, 07.10.2014 6

und die gesamtwirtschaftliche Stabilität sowie das Ver-
trauen am Finanzmarkt in Mitleidenschaft zu ziehen. In 
Anbetracht der thematisierten Spielräume in der Geld- 
und Fiskalpolitik weist Polen einen deutlich höheren 
Grad an gesamtwirtschaftlicher und antizyklischer Fle-
xibilität auf als viele andere EU-Volkswirtschaften. Viele 
andere EU-Länder werden ihre Unterstützungsmaß-
nahmen zur Kompensation von Verlusten im Russland-
handel eher nur auf die Förderung von Absatzmarkt-
umlenkungen und gegebenenfalls die Aufstockung von 
EU-Geldern fokussieren müssen.

Gesamtwirtschaftliche Effekte durch den 
russisch-ukrainischen Konflikt und die 
Eurozonenschwäche
Die Effekte des Rückgangs im polnisch-russischen Wirt-
schaftsaustausch könnten Polen in den Jahren 2014 und 
2015 etwa 0,2–0,4 Prozentpunkte seines potentiellen 
BIP-Wachstums in einem besseren externen Umfeld kos-
ten (für die Eurozone insgesamt werden die Effekte bei 
etwa 0,2 Prozentpunkten angesetzt). Dabei könnten die 
möglichen Abschläge auf das Wirtschaftswachstum im 
Jahr 2015 am oberen Ende der genannten Spanne liegen, 
2014 werden sie sich wahrscheinlich noch am unteren 
Ende befinden. Von polnischer Seite sind zuletzt teils 
höhere Werte kommuniziert worden, so etwa ein Ausfall 
von 0,6 Prozentpunkten beim BIP-Wachstum. Solche 
Werte sind einerseits im politischen Kontext zu sehen 
und andererseits sind sie oft auch das Resultat zu opti-
mistischer Wachstumsprognosen. Das polnische Finanz-
ministerium prognostizierte zeitweise für 2014 ein BIP-
Wachstum von 3,6 %; derzeit liegt die Prognose des 
Finanzministeriums immer noch bei 3,3 %, was deut-
lich zu hoch zu sein scheint – eher möglich scheint nur 
noch ein Wirtschaftswachstum von 2,8–3,1 %. Den-
noch könnte Polen in besonderer Weise unter einer wei-
teren Verschärfung der Wirtschaftsbeziehungen zwi-
schen der EU und Russland leiden, denn oft wendet 
Russland Sanktionsmaßnahmen an, die bestimmte EU-
Länder, darunter Polen, in besonderer Weise betref-
fen. Weitere Restriktionen und Sanktionen könnten 
eben zunächst gegenüber Polen angewendet werden. 
An dieser Stelle ist weiter zu betonen, dass die insgesamt 

moderaten volkswirtschaftlichen Kosten nicht bedeu-
ten, dass nicht einzelne polnische Unternehmen und hier 
gerade auch mittelständische Unternehmen in besonde-
rer Weise betroffen sein könnten, beispielsweise dieje-
nigen mit Fokus auf Russland oder solche, die Groß-
aufträge verlieren. Zudem kann es hier auch indirekte 
Übertragungseffekte durch die engen wirtschaftlichen 
Verflechtungen mit Deutschland geben. Wenn einzelne 
deutsche (Groß-)Unternehmen besonders stark unter 
der Verschlechterung der Wirtschaftsbeziehungen mit 
Russland leiden, etwa durch den Ausfall von Großauf-
trägen, kann das über sogenannte Zweitrundeneffekte 
auch auf Zulieferer in Polen zutreffen.

Gesamtwirtschaftlich betrachtet ist allerdings zu 
betonen, dass sowohl für Polen als auch für Deutschland 
das im Vergleich zu den Rücksetzern im wirtschaftlichen 
Austausch mit Russland größere Problem die eklatante 
Wachstumsschwäche in einigen großen westeuropäi-
schen EU-Ländern bzw. der Eurozone darstellt. Sowohl 
in Deutschland als auch in Polen ist der Anteil der Euro-
zone an den Exporten in den letzten Jahren dramatisch 
gefallen und diese Verluste können nur partiell auf ande-
ren Märkten kompensiert werden. Der Exportanteil der 
Eurozone an den polnischen Ausfuhren hat sich von 
knapp 60 % auf dem Höhepunkt 2006/2007 auf etwa 
50 % in den letzten Jahren reduziert. In Deutschland 
ist der Exportanteil der Eurozone im gleichen Zeitraum 
ebenso um zirka 10 Prozentpunkte gefallen, wobei die 
langfristigen Verluste in Deutschland noch dramatischer 
sind (von einem Hoch von 51 % Mitte der 1990er Jahre 
auf 35 % aktuell). Insofern ist es richtig, dass sich pro-
minente polnische Politiker derzeit auf EU-Ebene nicht 
nur für Kompensationen bei Exportausfällen im Agrar-
sektor stark machen, sondern sich in den letzten Wochen 
auch aktiv in die allgemeine Debatte über die gesamt-
europäische Wachstumsschwäche einmischten. Letz-
tere lässt sich nicht nur mit der Verschlechterung der 
Wirtschaftsbeziehungen zu Russland erklären. Exem-
plarisch ist hier der Vorstoß des polnischen Finanzmi-
nisters in Richtung eines substantiellen Europäischen 
Investitionsfonds (EIF), der die aktuell günstigen glo-
balen Finanzierungskonditionen für substantielle Inves-
titionen in den EU-Staaten nutzen könnte.

Über den Autor
Gunter Deuber leitet die volkswirtschaftliche Osteuropaanalyse bei der Raiffeisen Bank International in Wien, die 
über die Raiffeisen Polbank in Polen flächendeckend tätig ist. Einer seiner Arbeitsschwerpunkte ist die Analyse der 
Volkswirtschaft Polens.
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Statistik

Zahlen zu Handels- und Preisentwicklungen sowie Ausländischen 
Direktinvestitionen

Grafik 1:	 Bedeutung Russlands und der Ukraine im Nicht-EU Handel Polens
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Quellen: nationale Quellen, Raiffeisen RESEARCH, Zusammenstellung von Gunter Deuber

Grafik 2:	I mporte Polens aus Russland und der langfristige Durchschnitt
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Quellen: nationale Quellen, Raiffeisen RESEARCH, Zusammenstellung von Gunter Deuber
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Tabelle 1:	 Bedeutung des Agrarhandels mit Russland für einzelne Länder

Wichtigste Exporteure nach Russland, Agrarsektor und Allgemein (2013)

Agrarexporte 
nach Russland 
(Mrd. USD)

Anteil 
Agrarexporte 

nach Russland 
(%)

Anteil Außen-
handel Russland 

allgemein (%)

Agrarexporte 
nach Russland 
(in % des Her-

kunftsland-BIP)

1 Belarus 2,74 7,0 % 3,6 % 3,82 %
2 Brasilien 2,41 6,0 % 1,0 % 0,11 %
3 Ukraine 1,99 5,0 % 5,7 % 1,12 %
4 Deutschland 1,83 5,0 % 12,1 % 0,05 %
5 Türkei 1,68 4,2 % 2,2 % 0,20 %
6 China 1,61 4,0 % 15,4 % 0,02 %
7 Polen 1,55 3,9 % 2,1 % 0,30 %
8 USA 1,54 3,9 % 4,8 % 0,01 %
9 Niederlande 1,42 3,6 % 1,6 % 0,18 %
10 Frankreich 1,42 3,6 % 4,4 % 0,05 %

Quellen: Rosstat, Raiffeisen RESEARCH, Zusammenstellung von Gunter Deuber

Grafik 3:	 Anteil der Güterexporte am BIP (%, 2013)
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Quellen: nationale Quellen, Eurostat, Raiffeisen RESEARCH, Zusammenstellung von Gunter Deuber
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Grafik 4:	 Brutto-Exponiertheit in verschiedenen Wirtschaftsbereichen (% des BIP, 2013)*
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* Summe Export und Import Russlandhandel, Ausländische Direktinvestitionen in Russland und aus Russland, grenzüberschreitende 
Bankforderungen gegenüber Russland
Quelle: nationale Quellen, Eurostat, BIS, Raiffeisen RESEARCH, Zusammenstellung von Gunter Deuber

Grafik 5:	E nergieimporte aus Russland (Anteil am Primärenergieverbrauch, %)
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Quelle: nationale Quellen, Eurostat, BIS, Raiffeisen RESEARCH, Zusammenstellung von Gunter Deuber
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Grafik 6:	 Anteil Lebensmittel am Konsumentenpreisindex (HVPI, 2013, %)
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Anm.: HVPI – Harmonisierter Verbraucherpreisindex
Quelle: Eurostat, Zusammenstellung von Gunter Deuber

Grafik 7:	K onsumentenpreisinflation (% gegenüber Vorjahr)
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Grafik 8:	 Anteile der Ausländischen Direktinvestitionen (ADI) im jeweiligen Land  
(% der gesamten ADI)
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Quelle: nationale Quellen, wiiw, Raiffeisen RESEARCH, Zusammenstellung von Gunter Deuber

Grafik 9:	 Anteil der Eurozone an den Exporten (%)
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Grafik 10:	E inkaufsmanagerindizes Industrie (in Punkten)*
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Chronik

16. September – 6. Oktober 2014
16.09.2014 Die Kreisstaatsanwaltschaft in Warschau stellt die Ermittlungen zu einem Gespräch zwischen dem damaligen 

Innenminister Bartłomiej Sienkiewicz und dem Präsidenten der Polnischen Nationalbank (Narodowy Bank 
Polski – NBP), Marek Belka, ein, das im Juli illegal mitgeschnitten und in der Wochenzeitschrift »Wprost« ver-
öffentlicht worden war. Es sollte angeblich Amtsmissbrauch beweisen. 

17.09.2014 Aus Anlass des 75. Jahrestages des Einmarsches der Roten Armee in Polen zu Beginn des Zweiten Weltkrie-
ges enthüllt Staatspräsident Bronisław Komorowski am Ort des geplanten Katyn-Museums in Warschau eine 
Gedenktafel für die von der sowjetischen Geheimpolizei NKWD 1940 in Katyn ermordeten polnischen Mili-
tärangehörigen. Die Wahrheit über den Massenmord in Katyn sei eines der wichtigsten Fundamente des freien 
Polen, betont Komorowski. Im Jahr 2015 soll das Museum eröffnet werden.

18.09.2014 In einem Radiointerview bezeichnet Wirtschaftsminister Janusz Piechociński die Schließung von unrentablen 
Bergwerken in Polen als unvermeidbar. Grund seien die niedrigen Kohlepreise auf dem Weltmarkt.

19.09.2014 Die Verteidigungsminister Polens, Litauens und der Ukraine, Tomasz Siemoniak, Juozas Olekas und Waleri 
Heletey, unterzeichnen in Anwesenheit von Staatspräsident Bronisław Komorowski im Belweder in Warschau 
den Vertrag über die Einrichtung einer gemeinsamen trinationalen Brigade, deren Hauptquartier in Lublin 
(Ostpolen) eingerichtet werden soll. Die Einheit soll in internationalen Aktionen der Friedenssicherung und 
der Vertiefung der regionalen militärischen Zusammenarbeit eingesetzt werden sowie die Grundlage für eine 
Eingreiftruppe der Europäischen Union schaffen. Sie soll an Operationen der UNO, der NATO und der EU 
sowie der drei unterzeichnenden Staaten teilnehmen.

20.09.2014 In Lodz (Łódź) fordert Jarosław Kaczyński, Parteivorsitzender von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawied
liwość – PiS), auf dem Parteitag von PiS auf der Ebene der Selbstverwaltung die Stärkung der direkten Demo-
kratie, der lokalen Medien und der Kontrollfunktionen der Gemeinderäte sowie die Begrenzung der Amtszei-
ten auf Selbstverwaltungsebene. Dies seien Anliegen, die PiS nach einem Sieg bei den Selbstverwaltungswah-
len im November umsetzen werde.
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22.09.2014 Staatspräsident Bronisław Komorowski beruft die neue Regierung, die weiterhin von der Koalition aus Bürger-
plattform (Platforma Obywatelska – PO) und Polnischer Bauernpartei (Polskie Stronnictwo Ludowe – PSL) 
gestellt wird. Die neue Ministerpräsidentin Ewa Kopacz übernimmt 13 von 18 Ministern der Regierung Tusk. 
Neuer Außenminister wird Grzegorz Schetyna (PO). Der bisherige Außenminister Radosław Sikorski (PO) ist 
Kandidat der Regierungskoalition für das Amt des Sejmmarschalls.

23.09.2014 Der Vorstand des Kohlekonzerns Kompania Węglowa (Kattowitz/Katowice) beschließt aus wirtschaftlich-
finanziellen Gründen die Aufhebung des Privilegs betriebsinterner kostenloser Kohledeputate. Der Vizechef 
der Gewerkschaft der Bergleute in Polen (Związek Zawodowy Górników w Polsce), Wacław Czerkawski, wirft 
dem Vorstand des Konzerns vor, den sozialen Aspekt zu ignorieren, und kündigt Proteste an.

24.09.2014 Aufgrund der Proteste von Bergleuten unter Tage in der Kazimierz-Juliusz-Zeche in Kattowitz-Sosnowitz (Kato-
wice-Sosnowiec) trifft sich Ministerpräsidentin Ewa Kopacz mit der ressortübergreifenden Arbeitsgruppe für 
den Steinkohlebergbau in Polen. Außerdem ruft sie den Sejm auf, die Arbeiten an den Gesetzen zu beschleu-
nigen, die die Einführung von Handelsbeschränkungen und Zertifikaten zum Ziel haben. In Nordpolen pro-
testieren schlesische Bergleute an einem polnisch-russischen Grenzübergang zur Oblast Kaliningrad (Königs-
berg) gegen den Kohleimport aus Russland.

25.09.2014 In seiner Rede auf der Vollversammlung der Vereinten Nationen in New York warnt Staatspräsident Bronisław 
Komorowski vor einer Rückkehr zum Denken in den Kategorien von Großmächten und Einflussbereichen. 
Die Vereinten Nationen dürften keine Abweichungen von ihren Grundsätzen für Sicherheit und internationale 
Beziehungen tolerieren. Angesichts des russisch-ukrainischen Konfliktes und der Annexion der Krim durch 
Russland warnt er vor einer Brutalisierung der internationalen Beziehungen. Des Weiteren spricht er sich für 
eine Reformierung des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen aus.

26.09.2014 Der langjährige Berater des kürzlich zurückgetretenen Ministerpräsidenten Donald Tusk, Igor Ostachowicz, 
reicht beim Schatzminister seinen Rücktritt als Vorstandsmitglied des polnischen Mineralöl- und Tankstellen-
unternehmens PKN Orlen ein. Ostachowicz bekleidete dieses Amt nur wenige Tage. Hintergrund des Rücktritts 
ist die Befürchtung gegenüber Ostachowicz, er könne politische Kontakte zugunsten des Konzerns ausnutzen.

27.09.2014 In einem Fernsehinterview versichert Janusz Palikot, Vorsitzender der Parlamentsfraktion Deine Bewegung 
(Twój Ruch), dass die Partei nicht auseinanderzubrechen drohe und sich auf die Selbstverwaltungswahlen im 
November vorbereite. Am Vortag sind zwölf Fraktionsmitglieder ausgetreten, was Palikot mit Differenzen in 
weltanschaulichen Fragen begründet. Die Fraktion zählt nun 16 Abgeordnete. 

28.09.2014 Nach abgeschlossenen Verhandlungen zwischen Vertretern der Regierung, der Arbeitnehmer und der Gewerk-
schaften beenden die Bergleute in der Kazimierz-Juliusz-Zeche in Kattowitz-Sosnowitz (Katowice-Sosnowiec) 
ihre Proteste. Vereinbart wurde die Verlängerung der Steinkohleförderung des Bergwerks, die ursprünglich im 
September eingestellt werden sollte. Politiker der Opposition mahnen grundlegende Reformen für den Bergbau an.

29.09.2014 Während seines zweitägigen Besuchs in Portugal thematisiert Staatspräsident Bronisław Komorowski u. a. 
die Energiesicherheit in der EU angesichts des Konfliktes zwischen Russland und der Ukraine. Komorowski 
sieht die Chance, das Konzept der Energieunion, das vom ehemaligen Ministerpräsidenten Donald Tusk initi-
iert wurde, in der EU umzusetzen. Es habe sich gezeigt, dass Russland seine Energielieferungen nach Westen 
als politische Waffe einsetze, andererseits stelle der Gasverkauf an die EU einen bedeutenden Anteil am russi-
schen Haushalt dar.

30.09.2014 Die Regierung beschließt eine Erhöhung der Pensionen und Renten aus dem Sozialversicherungsfonds (Fundusz 
Ubezpieczeń Społecznych) ab 2015 um 1,08 %. Die niedrigste Rente wird damit 880 Zloty (ca. 210 Euro) betragen.

01.10.2014 Der Sejm spricht der in der vergangenen Woche bestellten Regierung von Ministerpräsidentin Ewa Kopacz mit 
259 Ja-Stimmen bei 183 Gegenstimmen und drei Enthaltungen das Vertrauen aus. Hintergrund der Berufung 
der neuen Regierung ist die Übernahme des Amtes des EU-Ratspräsidenten durch Donald Tusk. Kopacz fordert 
Jarosław Kaczyński, Parteivorsitzender von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS), persön-
lich auf, den Hass gegenüber Donald Tusk zu überwinden. In ihrem Exposé spricht sich Kopacz für die Umset-
zung des von Polen initiierten Projektes der Energieunion auf EU-Ebene aus. Ziele der Regierung im Energie-
sektor seien der Schutz des Bergbauwesens vor unlauterer Konkurrenz, die Modernisierung und Umstrukturie-
rung der Bergbaubranche und niedrigere Energiekosten. In der Außen- und der Verteidigungspolitik ruft sie 
zu überparteilicher Verständigung auf. Nach dem Exposé geht Jarosław Kaczyński im Parlament auf Donald 
Tusk zu und schüttelt ihm die Hand.

02.10.2014 Außenminister Grzegorz Schetyna unternimmt seine ersten Auslandsreisen in dieser Funktion nach Paris und 
Berlin.
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02.10.2014 Staatspräsident Bronisław Komorowski besucht die 10-tägige Militärübung »Anakonda« in Orzysz, Nordost-
polen, an der insgesamt 12.500 Soldaten der polnischen Armee sowie der Armeen der NATO-Partner Estland, 
Großbritannien, Kanada, Litauen, Niederlande, Tschechien, Ungarn und USA teilnehmen. Komorowski weist 
auf die Bedeutung der Übung angesichts der Sicherheitslage an der NATO-Ostflanke mit Blick auf den Kon-
flikt zwischen Russland und der Ukraine hin.

03.10.2014 Nach Angaben der Europäischen Kommission muss Polen neben sieben weiteren EU-Mitgliedsländern eine 
Strafe wegen Überproduktion von Milch zahlen. Die Strafe beläuft sich auf 46,4 Mio. Euro, da Polen das Limit 
im Abrechnungszeitraum (April 2013 bis März 2014) um 1,7 % überschritt.

04.10.2014 Auf dem Parteitag der Demokratischen Linksallianz (Sojusz Lewicy Demokratycznej – SLD) vor den Selbstver-
waltungswahlen im November spricht sich Parteichef Leszek Miller für eine Dezentralisierung der staatlichen 
Funktionen und öffentlichen Finanzen aus. Nicht jede zentrale Behörde müsse ihren Sitz in Warschau haben. 
Für die Stärkung der Selbstverwaltungsebene müsse mehr Geld zur Verfügung gestellt werden.

06.10.2014 Bei seinem ersten Auslandsbesuch in seiner Funktion als NATO-Generalsekretär trifft sich Jens Stoltenberg in 
Warschau mit Staatspräsident Bronisław Komorowski und Verteidigungsminister Tomasz Siemoniak. Stolten-
berg würdigt den wesentlichen Beitrag Polens in der NATO und seine Investitionen in moderne Geräte sowie 
die Ankündigung Polens, seinen Verteidigungshaushalt auf 2 % des Bruttoinlandsprodukts zu erhöhen. Komo-
rowski betont, dass die wichtigste Aufgabe sei, die Sicherheit der NATO-Bündnispartner zu stärken und die 
unabhängige, demokratische und westlich orientierte Ukraine zu unterstützen. Nach Einschätzung Polens seien 
die Veränderungen im Bereich der Sicherheit infolge des russisch-ukrainischen Konfliktes dauerhaft. Nun müsse 
ein Weg gefunden werden, die Beziehungen mit Russland zu verbessern. 

Sie können die gesamte Chronik seit 2007 auch auf  <http://www.laender-analysen.de/polen/> unter dem Link »Chronik« lesen.

http://www.laender-analysen.de/polen/
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des kulturellen, geistigen und gesellschaftlichen Lebens von Polen und Deutschen beizutragen.
Ziel der Vermittlertätigkeit des DPI ist es, »die zu interessieren, auf die es politisch, wirtschaftlich, gesellschaftlich und kulturell im 
deutsch-polnischen Verhältnis ankommt« (Leitlinien 1997). Es geht um die Entscheider und Multiplikatoren in Politik, Kultur, 
Bildung, Verwaltung, Medien und Wirtschaft und, wesentlich stärker ausgeprägt als bisher, um das Hineinwirken in Wissenschaft, 
Forschung und Bildung.
Derzeit bemüht sich das DPI in Kooperation mit den verstreuten Orten wissenschaftlicher Polen-Kompetenz an deutschen Hoch-
schulen und Forschungsinstituten verstärkt darum, ausgehend von einer Bestandsaufnahme deutscher Polen-Forschung Ort wis-
senschaftlicher Forschung und verbindendes, vernetzendes und kooperierendes Zentrum zu werden. Ausgangspunkt der Neuaus-
richtung ist die kaum mehr kontrollierbare Dynamik des Rückbaus der Ressourcen der wissenschaftlichen Polen-Kompetenz in 
den unterschiedlichen Disziplinen. Mit der über 60.000 Bände zählenden multidisziplinären Fachbibliothek für Polen, die eine 
einzigartige Sammlung polnischer Literatur in der Originalsprache und in deutscher Übersetzung umfasst, ist das DPI bereits ein 
geschätzter Ort der Recherche und des wissenschaftlichen Arbeitens. (www.deutsches-polen-institut.de)

Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen (www.forschungsstelle.uni-bremen.de)
1982 gegründet, widmet sich die Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen der interdisziplinären Analyse der Länder 
Ost- und Ostmitteleuropas in Zeitgeschichte und Gegenwart. Der Forschungsschwerpunkt liegt dabei auf der Rolle von »Dissens 
und Konsens«, von Opposition und Zivilgesellschaft in ihrem historischen, politischen, gesellschaftlichen und kulturellen Kontext.
Die Forschungsstelle besitzt in ihrem Archiv eine einzigartige Sammlung alternativer Kulturgüter und unabhängiger Texte aus 
den ehemaligen sozialistischen Ländern. Darunter befindet sich auch eine umfangreiche Sammlung des »Zweiten Umlaufs«, die 
das Schrifttum und Dokumente unabhängiger Initiativen und gesellschaftlicher Gruppen in Polen aus der Zeit von 1976 bis zum 
Umbruch umfasst. Hinzu kommt eine umfangreiche Bibliothek mit wissenschaftlicher Literatur. Mit Archiv, Bibliothek und zwei 
wissenschaftlichen Abteilungen ist die Forschungsstelle auch eine Anlaufstelle sowohl für Gastwissenschaftler als auch für die interes-
sierte Öffentlichkeit.
Eine der Hauptaufgaben der Forschungsstelle ist die Information der interessierten Öffentlichkeit. Dazu gehören unter anderem 
regelmäßige E-Mail-Informationsdienste für Politik, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Medien.
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